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Fakten       und       Argumente 

CDU zeigt Geschlossenheit 
und Zuversicht 

lebhafte Diskussion in der 
Kasseler Documenta-Hal- 
le _ die erste von zehn 
**e§ionalkonferenzen mit 
em Thema Antrag des 
undesvorstands an den 
4- Parteitag in Dresden 

War ein voller Erfolg. 

Vl 
Angela Merkel: „Freie 

Aschen. Starkes Land - 
^'tglieder und Freunde der 
^DU greifen die Vorschläge 
Jtf. die die Bundespartei in 
1 rem Programmentwurf für 

die Bundestagswahl macht, 
und sorgen dafür, dass sie 
überall bekannt werden." 

Viel Beifall von den 
fast 500 Teilnehmern der 
Regionalkonferenz am 17. 
Oktober für die Grundsatz- 
rede der Parteivorsitzenden. 
Die anstehenden Entschei- 
dungen nach den Terroran- 
schlägen am 11. September 
in den USA bestimmen die 
Themen. 

Fortsetzung Seite 6 

DOKUMENTATION 

Im Osten was Neues. 
Der Aufbau Ost muss 

zum Aufbruch in 
ein modernes und 

erfolgreiches Deutschland 
werden. Antrag des 

Bundesvorstands an den 
14. Parteitag in Dresden. 

Als Positionspapier 
vorgelegt vom 

stellvertretenden 
Vorsitzenden der 

CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Günter Nooke 
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WAHL   IN   BERLIN 

ANGELA   MERKEL 

Der Startschuss für das Wahljahr 2002 
fällt auf dem Parteitag in Dresden 

„Der Weg der Erneuerung 
ist ohne Alternative." An- 
gela Merkel sagt diesen 
Satz auch für die Bundes- 
partei. „Seit dem Essener 
Parteitag bestimmt Er- 
neuerung unser politisches 
Handeln: inhaltlich und 
personell. Und wir kom- 
men auf dem schwierigen, 
aber einzig Erfolg verspre- 
chenden Weg voran." 

Die Wahlen zum Berliner 
Abgeordnetenhaus waren 
kein „Kontoauszug", der das 
Gesamtguthaben der Partei 
belegt. Angela Merkel: „Mit 
bundespolitischen Entschei- 

dungen der CDU hat der 
Wahlausgang in Berlin 
nichts zu tun." Unberührt da- 
von bleibt der Prozess, in den 
sich die Partei mit allen ihren 
Gliederungen engagiert, und 
das Ringen der CDU um die 
besseren Konzepte. „Nach 
Ergebnissen werden uns die 
Wählerinnen und Wähler bei 
der Bundestagswahl 2002 
fragen und ihr Kreuz bei de- 
nen machen, deren Angebote 
sie am meisten überzeugen." 

Die Parteivorsitzende 
nimmt die sich fast täglich 
verschlechternden Konjunk- 
turdaten   für  die  Prognose 

Den Weg der Erneuerung 
konsequent weiter gehen 

„Am Ergebnis der Wahl 
gibt es nichts, aber auch 
gar nichts zu beschöni- 
gen." Mit diesen Worten 
eröffnet Angela Merkel 
die Pressekonferenz 
nach der Präsidiums- 
und Bundesvorstandssit- 
zung am 22. Oktober. 

Ihre nüchterne Feststel- 
lung: „Der Berliner CDU 
ist es nicht gelungen, den 
im Frühjahr begonnen 
Weg der Erneuerung den 

Wählerinnen und Wählern 
überzeugend deutlich zu 
machen." Und das trotz des 
engagierten Wahlkampfs, 
den die Berliner CDU mit 
Frank Steffel an der Spitze 
und mit den vielen Mitglie- 
dern und Helfern in den 
Kreis- und Ortsverbänden 
geführt hat. Die Parteivor- 
sitzende dankt für diesen 
Einsatz und spornt an, „den 
Weg der Erneuerung jetzt 
konsequent fortzusetzen". 

zum Anlass: Wirtschaft und 
Arbeitsmarkt werden im 
Wahjahr wichtige Themen 
sein. Zusammen mit den 
längst überfälligen Refor- 
men der sozialen Sicherungs- 
systeme bestimmen sie heute 
schon die politische Ausein- 
andersetzung. Angela Mer- 
kel: „Sie bestimmen auch die 
Diskussion, die wir im Vor- 
feld des 14. Parteitags führen 
und werden Gegenstand der 
Beschlüsse sein, die wir in 
Dresden Anfang Dezember 
fassen." 

Zur Frage Kanzlerkandi- 
datur: „In die Entscheidung 
darüber lassen wir uns von 
niemandem hineinreden. Wir 
haben einen Zeitplan verein- 
bart, den wir einhalten." 

Die Finanzen der Partei 
sind in Ordnung 

„Die Bundespartei ist sa- 
niert" - so lautet das Fazit des 
Berichts über die Parteifinan- 
zen. Bundesschatzmeister 

Ulrich Cartellieri hat die Auf- 
gabe der „strukturellen Er' 
neuerung" der Finanzen er- 
füllt und wird deshalb sein 
Amt nur noch bis zum Partei' 

UP tag ausüben. 
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WAHL   IN   BERLIN ' 

Wahl zum Berliner Abgeordnetenhaus 
und zu den Bezirksverordneten- 

versammlungen am 21. Oktober 
Vorläufiges amtliches Endergebnis 

Abgeordnelenhaus   Abgeordnetenhaus 
Berlin 1999 

Diff. 

Wahlberechtigte 
Wahlbeteiligung 
8ÜI,i8e Stimmen 

Berlin 2001 

(Zweitslimmen) 

Anzahl ' 

2.417.558 

1.649.456 

1.621.532 

Bezirkswahlen 
Berlin 2001 

68,2 

(Zweitslimmen) 

Anzahl % 

2.414.493 
1.582.407      65.5 

1.563.576 

+2,7 

Anzahl 

2.478.308 
1.656.517 

1.632.474 

66,8 

Bezirkswahlen 
Berlin 1999 

Anzahl 

2.475.015 
1.593.218 

1.574.135 

Diff. 

64.4 +2,4 

481.158 29,7| 349.731 22,4 +7,3 504.479 30,9| 

26,9 

375.350 23.8 1   «.'1 
384.986 23,7 637.311 | 4().8| -17,1 438.725 630.417 | 40,0| -13,1 

365.839 22,6 276.869 17,7 +4,9 319.397 19,6 281.555 17,9 +1,7 

160.584 9,9 34.280 2,2 [ +7,7| 122.219 7,5 27.757 1,8 +5,7 

147.795 9,1 155.322 9.9 -0,8 166.360 10,2 158.946 10,1 +0,1 

21.817 1,3 41.814 2,7 -1,4 23.781 1,5 43.662 2,8 -1,3 

59.353 3,7 68.249 4,4 -0,7 57.513 3,5 56.448 3,6 -0,1 

s 90/Die Grünen 

arnmern: Direktmandate 

Mandatsverteilung 

Abgeordnetenhaus 
Berlin 2001 

44 (26) 

Abgeordnetenhaus 
Berlin 1999 

35_   (19) 
33 (32) 
15 

14 (1) 
141 (78) 

42 
76     (46) 
33     (30) 

IS       (2) 
169     (78) 

Differenz 

+2 
-41 

0 
+15 

-28 

Die 
CDU Christlich Demokratische Union Deutschlands 
FDP Freie Demokratische Partei 

rzungen Grüne BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN 
uten PDS Partei des Demokratischen Sozialismus 

REP DIE REPUBLIKANER 
SPD Sozialdemokratische Partei Deutschlands 
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WAHL   IN   BERLIN 

Keine Testwahl 
Was bedeutet der Berli- 
ner Urnengang für die 
Bundestagswahl im kom- 
menden Jahr? So viel ist 
sicher: Die Berliner Wahl 
war keine Testwahl für 
den Bund, schon allein 
deshalb nicht, weil der 
Wahlkampf gänzlich von 
den Terroranschlägen in 
den USA überschattet 
war. Schröders Aus- 
gangslage für die Bun- 
destagswahl   mag   sich 

KOMMENTARE 

verbessert haben, aber 
gewonnen hat er die Bun- 
destagswahl noch lange 
nicht, m Das gegenwärtig 
überaus kümmerliche 
Wachstum wird erst Mitte 
nächsten Jahres wieder 
etwas anziehen, m die 
Zahl der Arbeitslosen 
wächst von Monat zu Mo- 
nat, m Hans Eichel droht 
sein Markenzeichen als 
Sparkommissar zu verlie- 
ren, m die absehbare Er- 
höhung der Sozialversi- 
cherungsbeiträge führt 
zu einer weiteren Bela- 
stung von Arbeitnehmern 
und Unternehmen. 

Handelsblatt 

Warnung 
Es klingt wie bittere Iro- 
nie. Noch in der Wahl- 
nacht haben sich die Ber- 
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WAHL   IN   BERLIN1 

/wer Unternehmer und ihr 
Dachverbandfür eine Am- 
pelkoalition ausgespro- 
chen. Daraus spricht we- 
niger die Zuversicht, dass 
mit einem Senat aus Roten, 
Gelben und Grünen eine 
neue Zeit für Berlin anbre- 
chen werde, als vielmehr 
die Sorge, dass Wowereit 
doch Ernst machen könnte 
mit seinem Liebäugeln in 
Richtung PDS. Dort aber, 
wo die Postkommunisten 
in der Regierung sitzen, 
hat die Wirtschaft keine 
Chance. Die Welt 

Rot-Rot? 
Der Wahlsieger Ost mit 
dem Wahlsieger West? 
Gysi meint, alles andere 
käme einem Verzicht auf 
die innere Einheit der 
Stadt gleich. Aber die gilt 
es im Blick auf beide Hälf- 
ten Berlins zu wahren. 
Und dieser Blick zeigt 
nichtnurdie'48% derPDS 
im Ostteil, sondern auch 
deren marginale vier Pro- 
zente im Westen. Wie der 
Marzahner mit der CDU 
wenig im Sinn hat, empfin- 
det der Reinickendorfer 
die PDS als Strafe. Die 
Stadt ist gespalten. Aber 
kann man sie zusammen- 
fügen durch ein rot-rotes 
Bündnis, das von 90 % der 
SPD-Sympathisanten ab- 
gelehnt wird? 

Der Tagesspiegel 

UID 34/2001 -5 



1 REGIONALKONFERE NZEN 

Geschlossen- 
heit und 

Zuversicht 
Fortsetzung von Seite 1 
m Neue Aufgaben der Bun- 
deswehr und deren Legiti- 
mierung durch Grundge- 
setzänderung • innere Si- 
cherheit und Eichels Er- 
höhung der Versicherungs- 
steuer ausgerechnet in Zeiten 
steigender Prämien: nur zwei 
Beispiele dafür, was auch bei 
den vielen Wortmeldungen 
zur Sprache gebracht wird. 

Ganz wichtig: die Kosten 
des Sozialsystems. Wenn es 
in den kommenden sieben 
Jahren nicht gelinge, einen 
Anteil dieser Kosten in Höhe 
von 60 Milliarden Mark zu- 
gunsten der Familien umzu- 
schichten, „dann brauchen 
wir" - so die Parteivorsit- 
zende - „von Sozialpolitik 
nicht mehr zu reden". 

Angela Merkel: „Unsere 
Programme sind richtig. Wir 
haben keinen Grund, uns zu 
verstecken oder uns weniger 
zuzutrauen, als die Wähler 
von uns erwarten." 

Um ein bis zwei Prozent 
liegen SPD und CDU ausein- 
ander, schätzt sie die Chancen 
der Union ein. Ministerpräsi- 
dent Koch fasst die Stimmung 
der Teilnehmer in Kassel mit 
den Worten zusammen: „Die 
CDU zeigt Geschlossenheit 
und Zuversicht." 

6   UID 34/2001 



0tos: Frank Ossenbri 

WlRTSCHAFTS DATEN  ' 

Schröder 
stopft nur 

noch Löcher 
Zu den neuesten Wirt- 
schaftsdaten und den Vor- 
abmeldungen über ein 
Konjunkturprogramm 
für den Straßenbau er- 
klärte Generalsekretär 
Laurenz Meyer: 

Die Regierungsparteien 
haben den Versuch eingelei- 
tet, die weltpolitische Lage 
seit dem 11. September zur 
Vertuschung ihrer desaströ- 
sen Fehler in der Wirt- 
schafts- und Arbeitsmarkt- 
politik zu missbrauchen. 
Das wird ihnen nicht gelin- 
gen, denn die Wirtschafts- 
daten belegen eindeutig, 
dass die konjunkturelle Tal- 
fahrt durch den mangelhaf- 
ten Sachverstand und die 
falschen Entscheidungen 
der Bundesregierung verur- 
sacht wurde und lange vor 
den Terroranschlägen fest- 
stand. 

Nachdem der Kanzler 
zuvor mit ruhiger Hand zu- 
gesehen hat, wie durch seine 
Politik die Wirtschaft und 
das Wachstum in Deutsch- 
land löcherig wurden, ver- 
fällt er jetzt in aktionisti- 
sches Löcherstopfen. Doch 
Schröders stopfende Hand 
kommt gar nicht so schnell 
nach, wie die Probleme auf- 
brechen. UD 

UID 34/2001 -7 



1 BUNDES FACHAUSSCHUSS   BILDUNGSPOLITIK 

BESCHLUSS   UND  VORSCHLäGE 

Bessere Zukunftschancen für 
lernschwache Kinder und Jugendliche 

Eine sozial gerechte Gesell- 
schaft muss auch lern- 
schwächeren Kindern und 
Jugendlichen ßildungs- 
chancen und damit zu- 
gleich eine faire Möglich- 
keit zur Teilhabe am Er- 
werbsleben eröffnen. Die 
CDU will die Lobby dieser 
Kinder und Jugendlichen 
sein. Sie tritt für ein bega- 
bungsgerechtes, geglieder- 
tes und durchlässiges 
Schul- und Bildungswesen 
ein. Jeder hat das Recht, 
seine Talente zu entfalten. 

Deshalb ist die besondere 
Beachtung der Lernschwä- 
cheren für uns eben so 
selbstverständlich wie die 
Förderung der Hochbegab- 
ten. Die CDU will mit den 
folgenden Vorschlägen auf 
die spezifischen Probleme 
lernschwächerer Kinder und 
Jugendlichen aufmerksam 
machen und sich für deren 
Lösung einsetzen: 

• Frühe Förderung: Schon 
in den Kindergärten und 
Grundschulen muss damit 
begonnen werden, lern- 
schwache Kinder gezielt zu 
fördern. Zwischen Kinder- 
gärten und Grundschulen 
muss es eine enge Koopera- 

tion geben, z.B. durch Gut- 
achten der Kindergärten 
über evtl. vorhandene Pro- 
bleme und Lernschwächen 
eines Kindes. 

• Spezielle Bildungsange- 
bote an Schulen: Schulen 
sollen in Zukunft mehr 
Eigenverantwortung und 
Handlungsspielräume er- 
halten. Diese müssen sie 
auch nutzen, um passende 
Lernkonzepte für Lern- 
schwächere zu schaffen. 
Dabei müssen die unter- 
schiedlichen Ursachen und 
Ausprägungen von Lern- 
schwäche berücksichtigt 
werden. Lernschwächere 
brauchen z.B. spezielle För- 
derklassen mit geringerer 
Schülerzahl und individu- 
eller Betreuung. 

• Ganztagsangebote und 
Betreuung: Ganztagsange- 
bote und Ganztagsschulen 
sollen bedarfsgerecht aus- 
geweitet werden. Hierin 
kann auch für Lern- 
schwächere eine besondere 
Chance liegen. 

• Erhöhter Lehrerbe- 
darf: Bei der Berechnung 
des Lehrerbedarfs darf nicht 

nur auf die Zahl der Schüler 
geachtet werden. Die wach- 
senden pädagogischen Her- 
ausforderungen an vielen 
Schulen und die erforderli- 
chen besonderen Lernkon- 
zepte für Lernschwächere 
müssen ebenfalls berück- 
sichtigt werden. 

• Praxisbezug: Rege'" 
mäßige Praxistage in Betrie- 
ben bzw. längere Betriebs- 
praktika und praxisorien- 
tierte Projektprüfungen 
müssen fester Kernbestand- 
teil der Schulbildung von 
Kindern und Jugendlichen 
mit Schwächen beim theore- 

tischen Lernen sein. So sanv 
mein die Schüler schon früh' 
zeitig Erfahrungen, in we'' 
ehern Berufsfeld sie if>re 

Persönlichkeit am beste'1 

entfalten können. Kontakt 
zwischen Schülern un 

künftigen Arbeitgebern wer- 
den geknüpft und Verbal' 
tensweisen eingeübt, die tu 
den späteren beruflichen Er' 

folg unerlässlich sind. 

• Grundfertigkeiten: Ne- 
ben dem Praxisbezug muss 

die    Vermittlung    solide1" 
Grundfertigkeiten 
Deutsch   und   Mathematik 

8-UID 34/2001 



BUNDESFACH AUSSCHUSS   BILDUNGSPOLITIK1 

auf den Lehrplänen ganz 
°ben stehen. Die sichere Be- 
herrschung der deutschen 
Sprache ist für alle Kinder 
Kern der schulischen Bil- 
dung und Voraussetzung für 
Erfolg in fast jedem Beruf. 
Solide Deutschkenntnisse 
haben deshalb auch Priorität 
v°r Fremdsprachenkennt- 
nissen. 

* Kooperation und Prä- 
yention: Die Zusammenar- 
beit der Schule mit den El- 
lern lernschwacher Kinder 
ls* besonders wichtig: Lern- 
Schwächen sind oft nicht zu- 
etzt auf Versäumnisse im 

khernhaus zurückzuführen. 
ü'e Eltern dürfen aber nicht 
aus ihrer Erziehungspflicht 
en,lassen werden, sondern 
Müssen in eine enge Partner- 
schaft mit den Schulen ein- 
münden werden. Zugleich 
sl   die   Kooperation   der 
Schulen mit Jugendhilfe und 
chulsozialhilfe zu verstär- 
^n- Gemäß dem Grundsatz 

"Vorbeugen ist besser als 
erapieren" muss auch ge- 

Pjüft werden, ob finanzielle 
^lttel    für    nachträgliche 
Qualifizierung und „Scha- 
cnsbehebung"   nicht   frü- 
er> nämlich in den Schulen 

Dst, effektiver eingesetzt 
Werden können. 

Schul 
Besondere     Lehrer: 

hr; 
er mit Lernschwächen 

buchen besondere Lehrer. 

Diese Lehrer brauchen eine 
entsprechend eigenständige 
pädagogische Ausbildung 
und entsprechende Lehrer- 
fortbildung. 

• Anerkennung für die 
Lehrer: Die besondere 
pädagogische Leistung der 
Lehrer muss anerkannt 
werden, z.B. durch Anrech- 
nungsstunden für zusätzli- 
che pädagogische Arbeit 
wie Elternbetreuung. Sie 
muss aber auch finanziell 
honoriert werden. Es muss 
langfristig das Ziel sein, 
dass Lehrer an den Schulen, 
die traditionell viele lern- 
schwächere Kinder auf- 
nehmen, das gleiche Gehalt 
bekommen wie Lehrer an 
anderen weiterführenden 
Schulen. 

• Begabungsgerechtig- 
keit: Im Vordergrund der 
schulpolitischen Debatte 
sollte nicht die Schulform 
bzw. ihre Bezeichnung ste- 
hen. Uns geht es um die 
Hauptschüler und deren be- 
sondere Probleme. Ent- 
scheidend ist, dass es für sie 
begabungsgerechte, diffe- 
renzierte Schulangebote 
gibt: Wir brauchen nicht 
eine Schule für alle, sondern 
für jeden die passende 
Schule. 

• Profis für die Praxis: 
Dort, wo die Hauptschule 

nicht mehr oder weniger sy- 
stematisch verdrängt und 
absichtlich zur so genannten 
Restschule degradiert 
wurde, erfüllt sie die Auf- 
gabe einer praxis- und be- 
rufsbezogenen Schule für 
Lernschwächere ganz her- 
vorragend. Viele Eltern 
schätzen besonders die er- 
zieherische Leistung der 
Hauptschule als Schule, die 
sich um die einzelnen 
Schüler individuell küm- 
mert. Die Hauptschulen 
bzw. praxis- und berufsbe- 
zogene Bildungsgänge dür- 
fen nicht weiter schlecht ge- 
redet werden. Sie müssen 
vielmehr in ihrer gesell- 
schaftlichen Wahrnehmung 
aufgewertet werden und po- 
litische Priorität bekom- 
men. Sie brauchen eine 
starke gesellschaftliche 
Lobby und Unterstützung 
z.B. durch Mäzene, Kir- 
chen, die Wirtschaft u.a. 

• Zentrale Prüfungen, 
ehrliche Noten: Die Akzep- 
tanz praxis- und berufsbezo- 
gener Bildungsgänge-nicht 
zuletzt bei den Arbeitgebern 
- kann durch zentrale und 
transparente Abschlussprü- 
fungen gesteigert werden. 
Auch mit lernschwächeren 
Kindern muss ehrlich umge- 
gangen werden. Sie müssen 
gefördert werden. Aber ge- 
schönte Noten darf es für sie 
nicht geben. • 

UID 34/2001 -9 



HERBERT   REUL: 

Für mehr 
Differenzierung 

Anlässlich des Beschlusses 
(Seite 819) erklärte der Vor- 
sitzende des Bundesfach- 
ausschusses: 

Lehrer berichten zuneh- 
mend von verhaltensauffälli- 
gen Schülern mit hohem Ag- 
gressionspotenzial, Konzen- 
trations- oder Motivations- 
schwächen. Die Schule muss 
auf diese neuen pädagogi- 
schen Herausforderungen 
reagieren, und die Politik 
muss dazu beitragen, dass sie 

hierzu auch in 
der Lage ist. Die 
Gefahr, dass 
lernschwächere 
Kinder auf dem 
Weg in die 
Hochtechnolo- 
gie- und Wis- 
sensgesell- 
schaft der Zu- 

kunft auf der Strecke bleiben, 
wächst. Die Zahl der einfa- 
chen Jobs wird weiter abneh- 
men. Ohne Schulabschluss 
ist das Risiko, langfristig ar- 
beitslos zu bleiben, beson- 
ders groß. 

Wir brauchen vor allem 
mehr Differenzierung im 
Schulwesen, damit Lern- 
schwächere gezielt gefördert 
werden können. Nicht für 
alle eine Schule, sondern für 
jeden die passende Schule 
mit individuellen Bildungs- 
angeboten - ist die Devise. 

AUS     DER     CD U/ C SU - B UNDESTAGSFRAKTI ON 

Chancen verspielt 
• Ein neues Programm für 
die Jugendpolitik hatte die 
Schröder-Regierung ver- 
sprochen. Was jetzt die Bun- 
desjugendministerin vorge- 
legt hat, sind aber nur „alte 
Hüte". Für etwas anderes ste- 
hen nach dem derzeitigen 
Entwurf des Bundeshaus- 
halts auch keine Mittel zur 
Verfügung. 30 Millionen 
Mark sind der Jugendpolitik 
sogar weggenommen wor- 
den. Maria Eichhorn, Vor- 
sitzende der Arbeitgruppe 
Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend der CDU/CSU: 
„Als Chancen im Wandel 
verkauft Frau Bergmann ihr 
Programm. Tatsächlich hat 
sie aber alle Chancen für eine 
neue Jugendpolitik ver- 
spielt." 

Lehrstellenbilanz 
• Angesichts der sich ge- 
genüber letztem Jahr weiter 
verschlechternden Zahlen 
der Ausbildungslage in den 
neuen Ländern hat der Be- 
richterstatter der CDU/CSU 
für die berufliche Bildung, 
Rainer Jork, die Bundesre- 
gierung aufgefordert: • 
Außerbetriebliche Lehrstel- 
len dürfen im Osten nur in 
dem Maße reduziert werden, 
wie das Angebot an betrieb- 
lichen Stellen wächst. • Um 
das Angebot an betriebl ichen 
Stellen in den neuen Ländern 
zu erhöhen, sind Lohnko- 

stenzuschüsse vor allem an 
finanzschwache kleine und 
mittlere Unternehmen zu za- 
heln. • Besonders Ausbil- 
dungsgänge mit hohem Zu- 
kunftspotential sind zu för- 
dern, um dem Fachkräfte- 
mangel in vielen Branchen 
zu begegnen. «Falls ein Be- 
werber aus dem Osten keine 
Lehrstelle in den neuen Län- 
dern findet, muss die Rück- 
kehr nach Hause nach der 
Ausbildung in den alten Lan- 
dern unterstützt werden. 

Schlechter Anwalt 
• Die gesetzliche Kranken- 
versicherung (GKV) steht 
vor immensen Defiziten. Das 

zeigt der von der CDU/CSÜ 
geforderte Bericht über die 
Auswirkungen der Renten- 
reform 2000. Das rot-grüne 
Arzneimittel-Ausgabenbe- 
grenzungs-Gesetz wird die 
Fehlbeträge nicht auffange11 

können, die sich bis 2015 m'1 

20 Milliarden Mark aus der 
Absenkung des Rentenni- 
veaus ergeben und in Höhe 
von bis zu 14 Milliarden aus 
der Beitragsfreiheit bei Eß*" 
geltumwandlungen für o,e 

betriebliche Altersversor- 
gung resultieren. Wolfgan» 
Lohmann, gesundheitspoh' 

tischer Sprecher, und UI» 
Fink, zuständiger Berichter- 
statter der Fraktion: ,.D'e 

Bundesgesundheitsministe- 

rin hat bei der Ressortabstim- 
mung mit dem Arbeitsmini" 
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sterium als Anwalt der In- 
teressen der GKV völlig 
versagt." 

Erfolgreich 
• Der Bundesverband der 
Verbraucherzentralen und 
Verbraucherverbände 
(VZBV) soll jetzt doch 
mehr Geld bekommen. Die 
Aufstockung der Mittel 
beträgt 672.000 Euro. 
Annette Widmann-Mauz, 
Verbraucherschutzbeauf- 
tragte der CDU/CSU: „SPD 
und Grüne haben sich un- 
sern Argumenten nicht län- 
ger verweigern können. 
Jetzt fehlen nur noch die 
Mittel für zusätzliches Per- 
sonal. Unser Vorschlag zur 
Gegenfinanzierung: die 
Mittel, mit denen die Koali- 
tion die Öffentlichkeitsar- 
beit des Künast-Ministeri- 
ums aufstocken will." 

Grundstein gelegt 
* Vertreter der Produktion, 
der Verarbeitung und des 
Handels im Lebensmittel- 
bereich haben einen Gesell- 
schaftsvertrag geschlossen. 
Dazu der stellvertretende 
Vorsitzende der CDU/ 
CSU, Klaus Lippold:„Da- 
•* ist der Grundstein für 
^ehr Lebensmittelsicher- 
beit und für mehr Verbrau- 
cherschutz gelegt - gleich- 
Zeitig aber auch der Beweis 
dafür angetreten, dass die 
Wirtschaft mehr erreicht als 

die Schröder-Regierung." 
Zu hoffen sei, dass Rot- 
Grün das genau so sieht und 
von einer Politik absieht, die 
mit dem Aufbau von immer 
mehr bürokratischen Hür- 
den die Landwirtschaft be- 
hindert. 

Änderungsantrag 
• Um die schlimmsten 
Schieflagen im Kulturhaus- 
halt zu korrigieren, hat die 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion einen Änderungs- 
antrag zum Haushaltsent- 
wurf eingebracht. Ziel: 
Ausstattung • der Deut- 
schen Welle verbessern, • 
der vom Bund finanzierten 
Kulturinstitutionen in Ber- 
lin und Bonn, • der Förde- 
rung der deutschen Sprache, 
• der Kulturarbeit in den 
früheren deutschen Gebie- 
ten und • der Auslands- 
schulen. Nobert Lammert, 
kulturpolitischer Sprecher 
der Fraktion: „Mit 1,4 Pro- 
zent liegt der Nida-Rüme- 
lin-Etat unter der Steige- 
rungsrate des Gesamthaus- 
halts - 1,6 Prozent. Von ei- 
nem neuen Stellwert der 
Kulturförderung kann keine 
Rede sein. Der Bund spart 
sich die Kultur." 

Spiegelfechterei 
• Wie man aus einer Kür- 
zung eine Erhöhung macht, 
geht so: zuerst die Mittel 
für die Sportförderung um 

40 Millionen Mark verrin- 
gern und dann 20 Millionen 
Mark von dieser Ver- 
schlechterung wieder zu- 
rücknehmen. Besonders är- 
gerlich: statt angekündigter 
60 Millionen für die Natio- 
nale Anti-Doping-Agentur 
schließlich nur noch 10 Mil- 
lionen. Und für den Spit- 
zensport stehen 2002 rund 
30 Millionen weniger zur 
Verfügung als 1999. Klaus 
Riegert, sportpolitischer 
Sprecher der CDU/CSU: 
„Das auch noch mit Eigen- 
lob zu krönen, fehlte gerade 
noch." 

Verwahrlosung 
• aber einfach auch Un- 
gastlichkeit und Unsicher- 
heit ist der Eindruck, den das 
Graffiti-Unwesen vor allem 
in Berlin, aber auch in ande- 
ren deutschen Städten er- 
weckt. Kosten für die Besei- 
tigung der Schmierereien 
Jahr für Jahr: 500 Millionen 
Mark. Das hat Rot-Grün je- 
doch nicht davon abgehal- 
ten, alle Vorschläge der 
Union zur Graffiti-Be- 
kämpfung abzulehnen. Pe- 
ter Götz, kommunalpoliti- 
scher Sprecher der CDU/ 
CSU: „Im Bundesrat liegt 
jetzt ein vernünftiger Vor- 
schlag der badenwürttem- 
bergischen Landesregie- 
rung vor. Ich fordere SPD 
und Grüne auf, endlich dar- 
auf einzugehen." UD 
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JOCHEN   BORCHERT: 

Das Fach LER passt grundsätzlich nicht 
in die Systematik von Religion und Ethik 
Zum Kompromiss der SPD 
in Brandenburg in der Fra- 
ge von LER erklärte der 
Bundes Vorsitzende des 
Evangelischen Arbeitskrei- 
ses der CDU/CSU (E AK): 

Bei der aktuellen Diskus- 
sion um „LER" heuchelt die 
SPD in Brandenburg nun 
Kompromissbereitschaft. 
Dies ist jedoch nur ein Ab- 
lenkungsmanöver aus takti- 
schen Gründen. Die Bran- 
denburger SPD brüskiert mit 
ihrer Argumentation das 
Bundesverfassungsgericht 
und die Kirchen. 

Der so genannte „Kom- 
promiss" bedeutet in Wirk- 
lichkeit, dass die SPD höch- 
stens bereit ist, sich einen 
Vergleichsvorschlag des 
Bundesverfassungsgerichts 
anzuhören - und ihn dann 
gegebenenfalls abzulehnen. 

Dies mag vielleicht ein 
großer Schritt für eine den 
Kirchen und dem Christen- 
tum weithin entfremdete 
Partei sein, es ist jedoch ein 
Witz für diejenigen, die be- 
greifen, wie wichtig christ- 
lich geprägte Wertevermitt- 
lung in der Schule ist. 

Die Kirchen und die 
CDU/CSU Bundestagsfrak- 
tion sind hingegen einen ehr- 

lichen und echten Kompro- 
miss eingegangen. Die bun- 
desdeutsche Systematik hin- 
sichtlich der Wertevermitt- 
lung sieht - dem Grundge- 
setz entsprechend - Religion 
als Pflichtfach vor. Die 
CDU/CSU hat sich immer 
für ein Wahlpflichtfach ein- 
gesetzt. Dies erkennt auch 
an, dass es religiös Ungebun- 
denen und Uninteressierten 
möglich sein muss, einen 
Ethikunterricht zu besuchen. 

Ehrlicher Vorschlag der 
CDU/CSU-Fraktion 

In diese Systematik von 
Religion und Ethik passt das 
Fach „LER" grundsätzlich 
nicht. Die CDU/CSU als 
Mitkläger beim Bundesver- 
fassungsgericht ist aber be- 
reit, „LER" als Pflichtfach 
anzuerkennen.   Dies ist der 

ehrliche Kompromissvor- 
schlag der Kirchen und der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion. Das anfängliche Ziel, 
„LER" abzuschaffen, ist die- 
sem Kompromiss gewichen. 

Dafür verlangen die kla- 
genden Parteien aber zu 
recht Religion als hinzutre- 
tendes Pflichtfach ZU 
„LER". Die Wahlpflicht 
kann nur lauten: „LER" oder 
Religion. Etwas anderes 
verdient das Wort Kompro- 
miss nicht. Die SPD hinge- 
gen lehnt diese Lösung qua 
Parteitag ab. 

Die Bedingungen, die der 
SPD-Parteitag an seine Kom- 
promissbereitschaft geknüpft 
hat, Religion als Wahlpflicht- 
fach auf keinen Fall zuzulas- 
sen, machen deutlich, dass 
kein echter Kompromiss an- 

gestrebt wird. 
Das Land Brandenburg 

streicht mit Vehemenz die 
4,5 Millionen DM hervor, 
die es für den Religionsun- 
terricht in diesem Jahr aus- 
gibt. 1994 seien es nur 
800.000 DM gewesen. Die« 
zeigt nur eins: Trotz oer 

deutlichen Benachteiligung 
des Faches Religion steig1 

die Nachfrage nach diesem 
Unterrichtsfach. UP 
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DIE AUSLÄNDERkrimi- 
nalität in Baden-Württem- 
berg ist auf den tiefsten 
Stand seit sieben Jahren ge- 
fallen: 33.553 Verurteilun- 
gen nicht-deutscher Straftä- 
ter im Jahr 2000 nach 36.335 
in 1999. Gesunken ist auch 
die Gesamtzahl aller im 
Jahr 2000 Verurteilten: von 
119.213 (1999) auf 114.944. 
Grund dafür, die erfolgrei- 
che Verbrechensbekämpf- 
Ung mit verbesserter Po- 
''zeipräsenz und verstärkter 
Ermittlungsaktivität auch 
entschieden weiter zu ver- 
folgen. 

STRUKTURHILFEN   in 
Höhe von rund 74,5 Millio- 
nen Euro stellt die EU-Kom- 
mission für vier ostdeutsche 
Städte und Berlin zur Verfü- 
§ung. Das Geld, mit dem in 
erster Linie neue Arbeits- 
plätze geschaffen werden 
s°l len, stammt aus dem so ge- 
nannten Urban-Programm 
ur Wiederbelebung von 

Städten und Stadtvierteln. 

ABWASSERentsorgung 
*teht nach einer Erhebung 
des  Statistischen   Bundes- 
dmts ganz vorne bei den In- 
vestitionen der öffentlichen 

ntsorgungsunternehmen: 
5 Milliarden Mark in 1998. 
-wei Drittel davon gingen in 
,e Erweiterung und Sanie- 

^Ung des Kanalnetzes und 
er dazugehörigen Regen- 

KURZ    &    BÜNDIG^ 

entlastungsanlagen. Mit ei- 
nem Drittel wurde der Bau 
neuer Anlagen finanziert. 

AB DER 5. KLASSE sol 
len Schüler an baden-würt- 
tembergischen Gymnasien in 
Zukunft eine zweite Fremd- 
sprache lernen: neben Eng- 
lisch auch Französisch oder 
Latein. Das sehen Pläne zur 
Weiterentwicklung des acht- 
jährigen Gynasiums vor. Wie 
die Kultusministerin Annette 
Schavan mitteilte, wird auch 
derFremdsprachenunterricht 
an Grundschulen weiterent- 
wickelt, den es seit Sommer 
überhaupt zum ersten Mal in 
einem Bundesland gibt. 

RECHTZEITIGE Versor- 
gung alter Menschen mit 
Medikamenten gegen be- 
ginnende Demenz könnte 
der Pflegeversicherung Ko- 
sten in Höhe von 1,6 Milli- 
arden Mark ersparen. Dar- 
aufhaben Fachleute auf dem 
Jahreskongress der Deut- 
schen Gesellschaft für Ge- 
riatrie in Berlin hingewie- 
sen. Erhard Hackler, Vorsit- 
zender der Deutschen Seni- 
orenliga: „Diese Versor- 
gung wirkt nicht lebensver- 
längernd, aber sie schiebt die 
Pflegbedürftigkeit hinaus." 

KOSTENGRÜNDE   ha 
ben den sächsischen Landes- 
verband des Deutschen Ro- 
ten Kreuzes dazu veranlasst, 

Zur Bundesdelegiertenta- 
gung am 9./10. November 
lädt die Ost- und Mittel- 
deutsche Vereinigung ein. 
Tagungsort: Konrad-Aden- 
auer-Haus in Berlin. Eröff- 
nung: 12.30 Uhr. 

seine sozialen Bahnhofsdien- 
ste ersatzlos zu streichen. Die 
finanzielle Belastung durch 
Personal- und Sachkosten 
waren zuletzt auf 1,8 Millio- 
nen Mark im Jahr gestiegen. 
Der Dienst in Zwickau wurde 
bereits eingestellt. Die 
Schließung auf den Bahnhö- 
fen in Dresden und Leipzig ist 
zum 31. März vorgesehen. 
Das Land will seine Zu- 
schüsse - jährlich 550.000 
Mark - weiter zahlen und 
nach Möglichkeit das Aus auf 
allen Bahnhöfen verhindern 

JEDER VIERTE Deutsche 
hat schon einmal eine 
Lebensversicherung vorzei- 
tig gekündigt. Wichtigster 
Grund: eine lukrativere Geld- 
anlage (27 %). Die weiteren 
Motive: Tilgung von Schul- 
den und Krediten (26%), Be- 
wältigung einer neuen priva- 
ten Situation (15,5%), Fol- 
gen von Arbeitslosigkeit 
(13,4 %). Insgesamt überwie- 
gen, wie Allensbach mitteilt, 
unter den Gründen Notlagen 
(69%), die auch als Folgen 
des Wagnisses beruflicher 
Selbstständigkeit oder von 
Immobilienerwerb entstan- 
den sein können. UD 
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JUNGE   UNION 

Im Mittelpunkt des 
Deutschlandtags standen 

neben dem Leitantrag zum 

Thema Sicherheit und Wirt- 
schaft Reden und Diskussio- 
nen mit Unionspolitikern 
und Wirtschaftsfachleuten. 

Wahlen fanden nicht statt. 

Prominentester Gast neben 

Angela Merkel, Erwin Teu- 
fel und Friedrich Merz: 

Wolfgang Schäuble. 

Friedrich Merz 
hat mit 30 Über- 
schriften aus der 
Presse viel Bei- 
fall und Heiter- 

keit erzielt. • 
„Schlaffe Hand" 
• „Ruhige Ku- 

gel" m „Rot- 
grüner Mehl- I 

tau " — vor allem  I 
die Steuer- und 

Wirtschaftspoli- 
tik des Kanzlers 
kommt schlecht 

weg. Gefragt: 
Alternativen 

Die Delegierten erhoben 

sich von ihren Plätzen, als 

die Parteivorsitzende An- 
gela Merkel kam. Große 

Aufmerksamkeit und viel 

Beifall für ihre Rede. Eine 
lebhafte Diskussion schloss 
sich an, in der Fragen der ak- 

tuellen Politik nach den Ter- 
roranschlägen in den Verei- 
nigten Staaten im Vorder- 

grund standen. 
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Deutschlandtag 
in Heilbronn 

Generation 
21: Projekt 

Deutschland 
19. bis 21. 

Oktober 

Angela Merkel: 
Wir brauchen in 
unserer Partei 
den Einfalls- 
reichtum und 
die Energie der 
jungen Genera- 
tion. Es gibt 
keine Frage, die 
nicht auch für 
sie von großem 
Interesse wäre, 
- selbst die ei- 
ner verlässli- 
chen Altersver- 
sorgung gehört 
dazu. 

ü'e Bundesvorsitzende der 
Jungen Union, Hildegard 
Füller, führte mit ihrer Re- 
de in den Leitantrag des 
^eutschlandtags ein. Haupt- 
fernen: Sicherheits- und 
Wirtschaftspolitik. Völlig 
unnötig: Eine Kandidaten- 
dlskussion entgegen den 
Verabredeten Terminplan: 
"Unsere Stärke: mehrere 
Kandidaten zu haben." 

UID 34/2001- 15 



'FRAUEN-UNION 

B U NDESDELEG IERTENTAG   IN   BERLIN 

Stabwechsel von Rita Süssmuth 
zu Maria Böhmer 

Unter dem Motto „Frauen 
mischen sich ein - Frauen 
gestalten mit! Zukunfts- 
prqjekt: Aktive Bürgerge- 
sellschaft" fand am 29./30. 
September im Kongres- 
szentrum Estrel in Berlin 
der 24. Bundesdelegierten- 
tag der Frauen-Union der 
CDU statt. Das große In- 
teresse an der Arbeit der 
Frauen-Union zeigte sich 
nicht nur in der Zahl der 
370 Delegierten, sondern in 
der besonders großen Zahl 
von mehr als 150 (»ästen. 

Die mit dem beein- 
druckenden Ergebnis von 
94,6 Prozent gewählte neue 
Bundesvorsitzende, Prof. 
Dr. Maria Böhmer MdB, 
machte nachdrücklich deut- 
lich, wie sie sich ihre 
zukünftige Aufgabe als Vor- 
sitzende der 153.000 weibli- 
che CDU-Mitglieder umfas- 
senden Frauen-Union vor- 
stellt: 

„Dem Aufbruch der 
Frauen muss ein Aufbruch 
der Frauen und Männer fol- 
gen. Wenn wir eine partner- 
schaftliche Gesellschaft von 
Frauen und Männern wol- 
len, dann ist das nicht allein 
Aufgabe der Frauen. Män- 
ner und Frauen müssen ge- 

meinsam daran arbeiten, 
dieses Ziel zu erreichen. Wir 
brauchen Männer, die sich 
mit uns gemeinsam für an- 
dere Maßstäbe in der Politik 
einsetzen. 

Quorum bleibt unver- 
zichtbarer Türöffner 

Solidarität ist keine Ein- 
bahnstraße. Deshalb ist das 
Quorum auch in Zukunft un- 
verzichtbar. Es ist kein 
Selbstzweck. Es ist der 
Türöffner für eine gleichbe- 
rechtigte und partnerschaft- 
liche Politikgestaltung, für 
eine personelle und inhaltli- 
che Bereicherung der politi- 
schen Arbeit der Union. 
Aber wir müssen dabei be- 
denken, dass sich viele 
Frauen von der herkömmli- 
chen institutionalisierten 
Politik nicht angesprochen 
fühlen. Das heißt nicht, dass 
Frauen unpolitisch wären. 
Im Gegenteil. Aber sie be- 
vorzugen andere Formen 
der Partizipation. 

Die aktive Bürgergesell- 
schaft weist die Richtung 
für eine andere Form der 
politischen Partizipation, 
die Frauen eher anspricht. 

Damit halten wir den 
Schlüssel in der Hand, um 
die Tür für bessere Mitwir- 
kungsmöglichkeiten zu öff- 
nen. Diese Chance müssen 
wir nutzen." 

Der politische Auftrag 
der von den Delegierten ein- 
stimmig zur Ehrenvorsit- 
zenden gewählten Prof. Dr. 
Rita Süssmuth MdB, die 15 
Jahre an der Spitze der 
Frauen-Union gestanden 
hatte, lautete: Weiterent- 
wicklung unserer Demokra- 
tie mit einer Bürgerschaft- 
die nicht nur auf Anweisung 
arbeitet, sondern selbstbe- 
stimmt und kooperativ zu ei- 
ner Neubestimmung des 
Verhältnisses von Staat und 
seinen Bürgern und Bürge- 
rinnen beiträgt. Sie verwies 
in ihrem Rückblick auf die 
radikale Veränderung der 
Frauenfrage, die sich aus 
Rechtlosigkeit zu einem kla- 

ren Bürger- und Menschen- 
rechtsstatus und damit zu ei- 
ner entscheidenden qualita- 
tiven Veränderung inner- 
halb von 30 Jahren ent- 
wickelt habe. „Ohne Phan- 
tasie werden wir die Welt 
nicht verändern. Und das 
heißt zugleich in Alternati- 
ven denken." Einer Welt, die 
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sich durch den Markt, 
durch Wirtschaft und 
Erwerbstätigkeit defi- 
niert, habe gerade die 
Frauen-Union sehr früh 
mit ihrer Forderung 
nach Anerkennung des 
Sektors außerhalb der 
Erwerbsarbeit, der Fa- 
milientätigkeit eine Al- 
ternative entgegenge- 
setzt. Es sei eine Frage 
der Strukturen, dass 
Frauen auf gleicher 
Augenhöhe mit den 
Männern angekom- 
men seien. Was noch nicht 
durchgesetzt wurde, sei der 
andere Blick, den Frauen auf 
das öffentliche politische 
Leben haben. 

Doris Pack hielt die 
Laudatio für 

Rita Süssmuth 

Die scheidende Bundes- 
vorsitzende bedankte sich 
für viele Jahre der Unterstüt- 
Zung, auch wenn es manch- 
mal sehr schwierig gewesen 
sei wie etwa beim Gewalt- 
tnema, beim §218 oder bei 
aer Zuwanderung. Frauen 
hätten sie in all den Jahren 
getragen, aber auch kritisch 
^gleitet. Zum Zeichen des 
Dankes verschenkte sie als 
^eichen der Ermutigung 
und der den Frauen inne- 
wohnenden Stärke ein Tüt- 
Cnen Senfkörner. Sie ver- 

Toren, um das mündige, 
eigene Gestalten des 
Daseins gegangen. Der 
Horizont der Demokra- 
tie sollte um die Dimen- 
sion der Frauenpolitik 
erweitert werden. 

Ordnung der Demo- 
kratie ist Ordnung 

der Freiheit 

Maria Böhmer: Wenn wir eine partnerschaftliche 
Gesellschaft von Männern und Frauen wollen, dann 
ist dies nicht allein Aufgabe der Frauen. Männer 
und Frauen müssen gemeinsam daran arbeiten. 

band damit die Botschaft, 
dass sich aus Winzigem 
Großes entwickeln kann. 

Die langjährige stellver- 
tretende Bundesvorsitzende 
Doris Pack MdEP charakte- 
risierte Rita Süssmuth in ei- 
ner launigen Laudatio. Sie 
habe es auf dem einstmals 
für sie vorgesehenen Ruhe- 
posten der Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 
verstanden, die halbe Welt 
auf frauenpolitische The- 
men aufmerksam zu ma- 
chen. Zwar seien Stabwech- 
sel zumeist geeignet, denje- 
nigen ein Standbild zu er- 
richten, die den Stab zuvor 
getragen haben, dass sich 
aber glücklicherweise die 
Persönlichkeit Rita Süss- 
mulhs einem solch steiner- 
nen Monument entziehe. Ihr 
sei es vielmehr um das Auf- 
brechen erstarrter Einstel- 
lungen, das Aufstoßen von 

Einen weiten Bogen 
über alle politischen 
Themenfelder spannte 

die Parteivorsitzende An- 
gela Merkel Sie bezog sich 
auf die derzeitige Weltlage 
nach den Terroranschlägen 
vom 11. September als Aus- 
gangpunkt für eine Stärkung 
der Demokratien. Schon das 
Ende des Kalten Krieges sei 
ein Beweis dafür gewesen, 
dass die Ordnung der Demo- 
kratie als Ordnung der Frei- 
heit überdie Ordnung politi- 
scher Diktaturen gesiegt 
habe. Frauen sollten sich 
nicht nur in die Gestaltung 
dieser Gesellschaft des 21. 
Jahrhunderts mehr einmi- 
schen, sondern sie müssten 
es im Sinne der Familien, im 
Sinne der Frauen und im 
Sinne des Wohles unseres 
Landes. Dann könne die 
heutige Zeit gerade auch die 
Stunde der Frauen sein. Für 
sie sei es ein Akt gesell- 
schaftlicher Vernunft und 
nicht ein Gnadenbrot für un- 
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zufriedene Frauen, dass sich 
die Politik der CDU aller ge- 
sellschaftlichen Ressourcen 
bediene. Deshalb gehöre die 
Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie an die oberste 
Stelle. 

Auch Donald She- 
manski, Leiter der Abtei- 
lung Innenpolitik und bilate- 
rale Beziehungen der Ame- 
rikanischen Botschaft in 
Berlin, ging auf die verän- 
derte außenpolitische Lage 
ein. Das Alltagsleben der 
Amerikaner habe sich geän- 
dert, denn was geschehen sei 
habe Amerika ins Herz ge- 
troffen. Amerika habe 
gleichzeitig die Schatten- 
seite der Menschheit gese- 
hen wie auch die Seite der 
Menschlichkeit, die Hoff- 
nung schenke. Die Stim- 
mung in Amerika sei eine 
Stimmung der Angst und der 
Unsicherheit, gleichzeitig 
aber auch eine der Ent- 
schlossenheit mit einem 
Maß an Zusammenhalt, an 
Patriotismus, wie man es im 
positivsten Sinne seit lan- 
gem nicht mehr erlebt habe. 
Die Szenen der Veranstal- 
tung vor dem Brandenbur- 
ger Tor in Berlin hätten in 
ganz Amerika Schlagzeilen 
gemacht. Dieser neue Zu- 
sammenhalt, die uneinge- 
schränkte Solidarität und 
der Beistand hätten Amerika 
bewegt und zutiefst berührt. 
Es sei das Bild von Deutsch- 

land, das man nicht verges- 
sen werde. Dass die westli- 
che Welt viel Gemeinsames 
habe und der Kern der ge- 
meinsamen Werte stark sei 
und bestehen bleibe, hätten 
die Ereignisse der letzten 
Wochen gezeigt. 

Neue Balance 
zwischen Staat, Markt 

und Gesellschaft 

Mit der Vorsitzenden der 
Präsidiumskommission der 
CDU „Spielraum für kleine 
Einheiten", Christa Thoben, 
hatte die Frauen-Union eine 
profunde Kennerin dessen 
gefunden, wozu der Leitan- 
trag aufrief: „Was man 
selbst tun kann, damit behel- 
lige man nicht andere."(Os- 
wald von Nell-Breuning) 
Frauen im 21. Jahrhundert 
könnten erheblich zur akti- 
ven Bürgergesellschaft mit 
einer neuen  Balance zwi- 

schen Staat, Markt und Ge- 
sellschaft beitragen. In einer 
wirklichen Demokratie 
gebe man Verantwortung 
nicht an Parlamente ab, son- 
dern finde Politik überall da 
statt, wo Menschen sich or- 
ganisieren, Interessen ver- 
treten, Dinge selber lösen. In 
einer sich ändernden Welt 
werde Politik im Parlament 
an Ansehen wieder neu ge- 
winnen, wenn es sich mit 
Kernaufgaben beschäftige- 
Die Großen in Schach zu 
halten und die Kleinen zu er- 
mutigen, sei die Aufgabe, 
der sich die CDU stellen 
müsste, weil es um die Kern- 
frage der Demokratie ginge- 
Eine gute Gesellschaft brau- 
che die sichtbare Hand des 
Staates, die unsichtbare 
Hand des Marktes und die 
vielen sichtbaren und un- 
sichtbaren Hände derer, die 
miteinander, füreinander 
und für andere etwas un- 
ternähmen. 

tAUF 30 JAHRE hauptamtliche Tätigkeit als 
Mitarbeiter der CDU in Niedersachsen blickt 
Gerhard Quast zurück. Am 1. Oktober 1971 
wurde der damalige Kreisvorsitzende der 
Jungen Union im Landkreis Friesland zum 

Landesgeschäftsführer der Jungen Union berufen. Im Mai 
1972 wurde Gerhard Quast Kreisgeschäftsführer des 
CDU-Kreisverbands Goslar. Dieses Amtführt erbis heute. 

Einen wichtigen Teil seiner Arbeit hat Gerhard Quast im- 
mer darin gesehen, die organisatorischen Grundlagen zu 
schaffen, damit ehrenamtlich tätige Mitgliederpolitischer- 

folgreich arbeiten können. 
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CDU   MECKLENBURG-VORPOMMERN ' 

VORS ITZENDEN KONFERENZ    IN    SPAROW 

Die Partei geht gut gerüstet in 
das wichtige Wahljahr 2002 

Die CDU Mecklenburg- 
Vorpommern hat auf einer 
Vorsitzendenkonferenz 
ani 19. Oktober in Sparow 
•ntensiv die politische Lage 
•m Land diskutiert. 

Dabei wurde deutlich, 
daß die zunehmende Abwan- 
derung junger Menschen - 
die dem Land vor allem we- 
gen fehlender Perspektiven 
Ur|d Zukunftsaussichten un- 
ter der rot-roten Koalition 
verstärkt den Rücken kehren 
""* eines der Hauptthemen in 
der politischen Auseinander- 
setzung des kommenden 
Jahres sein werde. Mit jedem 
Jugendlichen, den Mecklen- 
burg-Vorpommern verliert, 
§ehe ein Stück Zukunft ver- 
loren, waren sich die Teil- 
nehmer einig. 

in Vorbereitung des Lan- 
desparteitags, der am 3. No- 
vember in Sparow bei Alt 
Schwerin stattfindet, wurde 
auch über die Kandidaten für 
en neuen Landesvorstand 

^sprachen. Die Kreisvor- 
^zenden stehen hinter der 
Kandidatur von Eckhardt 
Rehberg für den Landesvor- 
s,tz der Partei und für die No- 
tierung zum Spitzenkan- 
didat 
Wahl 

en für die Landtags- 
am   22.   September 

2002. Für die drei stellver- 
tretenden Landesvorsitzen- 
den liegen bislang die Kan- 
didaturen der Parchimer 
CDU-Kreisvorsitzenden 
Karin Strenz, des Neubran- 
denburger Oberbürgermei- 
sters Paul Krüger und des 
B undestagsabgeordneten 
Ulrich Adam vor. 

Steffie Schnoor: Wir 
stehen auf einer 
stabilen Basis 

Die Landes Vorsitzende 
Steffie Schnoor bezeichnete 
es als erfreulich, daß aus den 
Kreisverbänden eine große 
Zahl von Kandidatenvor- 
schlägen für den Landesvor- 
stand eingegangen seien. 
Darunter seinen viele junge 
Mitglieder und kommunale 
Mandatsträger. Es zeichne 
sich ab, daß auch die weite- 
ren Kandidatenvorschläge 
zu einer Verjüngung im Lan- 
desvorstand führen werden. 
„Die Vielzahl der Kandida- 
turen macht deutlich, daß die 
CDU sich im ganzen Land 
auf eine stabile Basis stützen 
kann. Dies zeigen auch die 
Wahlen in vielen Kreisver- 
bänden der Partei. Überall 

hat es junge Mitglieder ge- 
geben, die bereit waren, sich 
in die Arbeit der Kreisvor- 
stände einzubringen. Die be- 
gonnene Aufstellung der Di- 
rektkandidaten für den 
Landtag weist ebenfalls in 
diese Richtung. Es zeichnet 
sich ab, daß von den 36 Di- 
rektkandidaten 22 erstmals 
für den Landtag kandidieren. 
Damit ist die CDU die ein- 
zige Partei im Land, in der- 
gut vorbereitet-der Genera- 
tionenwechsel reibungslos 
funktioniert." 

Knapp ein Jahr vor den 
Landtags wählen befinde sich 
die CDU in guter Verfassung. 
Mit der Diskussion über die 
Zukunftsoffensive sei die 
Grundlage für ein Wahlpro- 
gramm erarbeitet. Nach dem 
Parteitag werde die CDU 
auch personell optimal auf- 
gestellt sein und geschlossen 
in das Wahljahr ziehen. Es 
bestehe völlige Übereinstim- 
mung in dem Ziel, die rot-rote 
Koalition auf die Opposi- 
tionsbänkc zu zwingen. 
Schnoor: „SPD und PDS ha- 
ben ihre Chance gehabt. Sie 
sind zusammen gekommen, 
sie sollen auch zusammen ge- 
hen. In drei Jahren haben sie 
nichts erreicht." UD 
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ISRAEL 

Mord 

Fü> kurze Zeit hatte es so aus- 
gesehen, als könne die Spi- 
rale der Vergeltungsschläge 
im Nahen Osten unterbro- 
chenwerden, doch der Mord 
an dem israelischen Touris- 
musminister Rechavam 
Zeevi hat sie wieder in Gang 
gesetzt. Der israelische Mi- 
nisterpräsident Scharon 
wird sich dieses Mal hei einer 
Vergeltungsaktion wahr- 
scheinlich nicht zurückhal- 
ten; auch der Kampf gegen 
den mutmaßlichen Erzterro- 
risten Bin Ladin und sein 
Netz legt ihm das nahe. Der 
mutmaßliche Urheber des 
Mordes, die palästinensi- 
sche Splittergruppe Volks- 
frontfür die Befreiung Palä- 
stinas, wird Israels ganze 
Härte zu spüren bekommen. 

Frankfurter Allgemeine 

Furchtbare Bestätigung 

Die Mörder von Israels Tou- 
ristikminister Zeewi schlu- 

gen mit eiskalter Logik zu: 
Sie wollen die aufkeimende 
Hoffnung auf Frieden ver- 
nichten. Ihre Bluttat soll ei- 
nen neuen Kreislauf der Ge- 
walt entfachen: Auge um 
Auge, Blut um Blut. Denn 
erst am Tag zuvor hatte Isra- 
els Ministerpräsident Scha- 
ron sich bereit erklärt, einen 
Palästinenserstaat anzuer- 
kennen. Seine Bedingung: 
Sicherheit für Israel. Mini- 
ster Zeewi hielt dies für 
Leichtsinn. Er trat zurück. 
Seine Ermordung erscheint 
als furchtbare Bestätigung 
seiner Bedenken. Bild 

Arafat am Ende 

In London ließ sich Jassir 
Arafat als Staatsmann und 
Mitglied der Anti-Terror-Al- 
lianz hofieren, da bereiteten 
unter den Augen seiner Si- 
cherheitsdienste die Mörder 
Rechavam Zeewis ihre Tat 
vor. Dieser Mord hat emble- 
matische Bedeutung. Er do- 
kumentiert, dass Arafat am 
Ende ist. Der weltweite 
Schulterschluss gegen Osa- 
ma Bin Laden hätte auch der 
mafiosen palästinensichen 
Führung eine zweite Chance 

geboten. Sie wurde vertan- 
Das Friedensangebot Ehud 
Baraks schlug Arafat aus- 
Mit der von langer Hand 
vorbereiteten zweiten Inti- 
fada wollte er Israel zu wei- 
teren Zugeständnissen zwin- 
gen und sein angeschla- 
genes Image als Befreiungs- 
kämpfer aufpolieren. Doch 
Arafat kann sich unter 
Befreiungskampf offenbar 
nichts anderes vorstellen als 
den Terror. Die Welt 

GRÜNE 

Von gestern 

Als typisches Merkmal, das 
die grüne Partei von all1'" 
anderen unterscheidet, tau" 
die Ökologie heute seh"" 
deshalb nicht mehr, weil al"' 
von ihr reden. Vom FeiniM*' 
mus, dem zweiten groß?' 
Sonderthema der Grünen- 
lässt sich dasselbe sagen. Da 

bleibt nur noch der Pazifis- 
mus übrig. Das mag die kau 
Entschlossenheit erkläre" • 
mit der die Grünen an diesem 
letzten von ihren Werten fest- 
halten. Er ist das Refugi'""' 
in das sie sich zurückziehe"- 
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wenn sie sich ihres An- 
spruchs versichern wollen, 
Leiter zu sein, tiefer zu 
"ticken und höher zu greifen 
als alle anderen Parteien. 
°er Verlauf des Bielefelder 
Parteitags, wo es um den 
Ansatz der Bundeswehr im 
Kosovo ging, die Beschluss- 
la8e in etlichen Landesver- 
bänden und der Vorschlag 
(ter Parteivorsitzenden 
Cluudia Roth, die Angriffe 
auf Afghanistan vorüberge- 
lendauszusetzen, gehen den 
'ick frei in die grüne Seele. 

ü'e Partei hat Angst, unun- 
terscheidbar und damit 
uf)erflüssig zu werden, wenn 
sie es mit den Realpolitikern 

7ält und ihren Pazifismus 
beerdigt. Die Welt 

FINANZEN 

Wieder Chaos 

°r nicht allzu langer Zeit 
8ab es eine Bundesregie- 
r"n8, die viel Loh bekam. 
Genossen und Grüne began- 

en zu sparen, senkten die 
'euern, und - was nicht 
*mder wichtiger war - die 

en ihres Finanzministers 

entsprachen im Großen und 
Ganzen seinen Worten. Das 
Vertrauen und die Umfrage- 
wertestiegen. Weil die Wirt- 
schaft noch boomte und die 
Opposition dilettierte, er- 
schien so manch fauler 
Kompromiss in mildem 
Licht. Plötzlich aber, wo die 
Konjunktur einbricht und 
Terror die Welt bedroht, er- 
fasst Konfusion die Amtsin- 
haber. Statt sich an einstige 
Erfolgsrezepte zu erinnern, 
knüpfen die Koalitionäre 
dort an, wo sie in fernen Ta- 
gen der Machtübernahme 
begonnen hatten: im Chaos. 
Gemeint sind ihre unausge- 
gorenen Pläne, die Tabak- 
und Versicherungssteuer zu 
erhöhen. Was den Bürgern 
ursprünglich entschlosse- 
nes Handeln demonstrieren 
sollte, droht ins Gegenteil 
umzuschlagen. 

Süddeutsche Zeitung 

JUGENDPOLITIK 

Eigenlob 

Die Bundesministerin für 
Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend hat sich soeben 

anerkennend auf die Schul- 
ter geklopft: Erstmals sei 
nun ein „umfassendes Pro- 
gramm für Jugendpolitik" 
vorgestellt worden. Unter 
dem Namen „Chancen im 
Wandel" hat das Ministe- 
rium fleißig zusammenge- 
tragen, was es alles Gutes für 
den Nachwuchs bereits ge- 
tan hat und noch zu tun ge- 
denkt. Wenn das Ganze nur 
ein wenig konkreter und 
nicht ganz so selbstbe- 
weihräuchernd wäre! In 
dem „Aktionsprogramm" 
stehen so schöne Leerfor- 
meln wie das Bekenntnis, die 
Bundesregierung nehme 
„die Jugendlichen als Part- 
ner ernst" oder die Feststel- 
lung, „ein wichtiger Ort so- 
zialer Teilhabe" seien „die 
Netzwerke unserer Zivilge- 
sellschaft". Um die düstere 
Gegenwart trotz des sonni- 
gen Gemäldes („ Wir setzen 
auf eine befreite Allianz mit 
der Jugend") nicht ganz aus 
den Augen zu verlieren, setzt 
sich Frau Bergmann auch 
für den „ interkulturellen 
Dialog" ein: das Zusam- 
menleben Jugendlicher mit 
unterschiedlichen kulturel- 
len Hintergründen zu si- 
chern. Süddeutsche Zeitung 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Faltkarte „Wirtschaftswachstum- 
10 Punkte für den Aufschwung" 

Bestell-Nr.: 2739 
fie SOLL KRÄFTIG WACHSFZöUZH       100 ExpL  14,00  DM/7,16 € 
UNSERE WIRTSCHAFT AUCH. 

CDU 

Postkarte „Rot-Grün: Nix richtig. Nur teuer." 

Bestell-Nr.: 9757 
100 Expl.: 15,00 DM/7,67 € 

Ctihüre"Fakten& 

ühH ! 0nen - Konjunktur 
7 Arbeitsmarkt" 

(D'N A4) 

S«-Nr,5748 
^P'-: 22,00 DM/11,25 € 

BESTELLANSCHRIFT 

Bertelsmann Distribution GmbH 
- IS-Versandzentrum - 

Postfach 1I62J3759 Versmold 
Telefax 05241 -8041892 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 

Sofortprogramm 
der CDU 

für mehr 
Wachstum 

Beschäftigung 

CDU 

Leporello „10-Punkte-Sofort- 
programm der CDU für mehr 
Wachstum & Beschäftigung" 

Bestell-Nr.: 2758 

100 Expl.: 30,00 DM/15,34 € 
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Höchste Zeit zum Handeln! 

Organisiert gegen Kriminalität 

Die ausführliche 
Fassung der jeweiligen 
Broschüren finden 
Sie im Internet unter 
www.cdu.de 

CDU 

Broschüre „Innere Sicherheit" 

Höchste Zeit zum Handeln 

Bestell-Nr. 5772 
Preis je 50 Expl. 27,50 DM/14,06 € 

Broschüre „Neue Soziale 
Marktwirtschaft" 

Kurzfassung 

Bestell-Nr. 5769 
Preis je 50 Expl. 50,00 DM/25,56 € 
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